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Gesetzentwurf 
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Amtsberg, Annalena Baerbock, Canan Bayram, Katja Dörner, Britta Haßelmann, 
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Corinna Rüffer, Kordula Schulz-Asche, Margit Stumpp, Beate Walter-
Rosenheimer und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der abstammungsrechtlichen  
Regelungen an das Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung  
für Personen gleichen Geschlechts 

A. Problem 

Mit dem Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen glei-
chen Geschlechts hat der Gesetzgeber die Ungleichbehandlung lesbischer und 
schwuler Paare gegenüber heterosexuellen Paaren im Eherecht beseitigt. Daran 
noch nicht angepasst sind die geltenden Abstammungsregeln. Dies muss nun vor-
dringlich angegangen werden. Mutter eines Kindes ist weiterhin nur die Frau, die 
das Kind geboren hat (§ 1591 BGB). Für Kinder, die in eine heterosexuelle Ehe 
hineingeboren werden, bestimmt § 1592 Nummer 1 BGB, dass der Ehemann der 
zweite rechtliche Elternteil des Kindes ist, gleichgültig ob er tatsächlich der bio-
logische Vater des Kindes ist oder nicht. Diese Vorschrift wurde noch nicht um 
die Ehefrau der Mutter erweitert, sodass diese weiterhin nur im Wege der Stief-
kindadoption der zweite rechtliche Elternteil des Kindes werden kann. Die Tatsa-
che, dass Kinder, die in eine gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft von zwei 
Frauen hineingeboren werden, nur im Wege der langwierigen und aufwendigen 
Stiefkindadoption einen zweiten rechtlichen Elternteil erlangen können, verstößt 
gegen das Gleichbehandlungsgebot des Artikels 3 Absatz 1 GG. Zudem sieht 
§ 1592 Nummer 2 BGB eine Vaterschaftsanerkennung vor, eine analoge Mög-
lichkeit für lesbische Paare gibt es bislang nicht. 

B. Lösung  

Mit diesem Gesetzentwurf sollen die abstammungsrechtlichen Regelungen an die 
Einführung gleichgeschlechtlicher Ehen angepasst werden. Hierzu wird erstens 
die sog. gesetzliche Fiktion, wonach der Ehemann der Mutter automatisch der 
zweite rechtliche Elternteil des Kindes ist, auf die Ehefrau der Mutter erweitert. 
Damit bekommen alle Kinder, die in eine Ehe hineingeboren werden, von Geburt 
an zwei gesetzlich in Verantwortung stehende Elternteile.  

Zweitens eröffnet die neue Regelung die Möglichkeit der Mutterschaftsanerken-
nung analog zur Vaterschaftsanerkennung gem. § 1592 Nummer 2 BGB. Damit 
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sollen Kinder, die in eine lesbische Partnerschaft hineingeboren werden, mit sol-
chen, die in eine heterosexuelle Partnerschaft hineingeboren werden, im Abstam-
mungsrecht gleichgestellt werden. Fehlende oder unzureichende rechtliche Bezie-
hungen eines Kindes zu einem Elternteil benachteiligen das Kind und schaffen 
Rechtsunsicherheit für alle Beteiligten. 

Auch der Abschlussbericht des beim Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz eingerichteten Arbeitskreises Abstammungsrecht enthält die For-
derung nach Gleichstellung von Vaterschaft und „Mit-Mutterschaft“ sowohl bei 
der Zeugung eines Kindes durch ärztlich assistierte Fortpflanzung als auch bei 
privater Insemination und natürlicher Zeugung (s. S. 70f). Zudem forderte der 71. 
Deutsche Juristentag die auf den Vater und die Vaterschaft Bezug nehmenden 
abstammungsrechtlichen Bestimmungen auf die Partnerin der Geburtsmutter ent-
sprechend anzuwenden (s. Beschlüsse 71. Deutscher Juristentag Essen 2016, 
S. 43f). 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Mit der neuen Vorschrift wird die Stiefkindadoption, die die Ehefrau bzw. die 
Partnerin der Mutter durchführen muss, um formell der zweite Elternteil zu wer-
den, obsolet, sodass die Neuregelung Einsparungen in nicht einschätzbarer Höhe 
bringen wird. 

E. Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die betroffenen Familien bedeutet die Neuregelung, dass sie kein umständli-
ches Verfahren zur Annahme des Kindes (Stiefkindadoption) durchführen müs-
sen. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keine. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Keine. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der abstammungsrechtlichen  
Regelungen an das Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung  

für Personen gleichen Geschlechts 

Vom … 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2787) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 1593 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1593 Mutter- oder Vaterschaft bei Auflösung der Ehe oder Lebenspartnerschaft“. 

b) Die Angabe zu § 1594 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1594 Anerkennung der Mutter- oder Vaterschaft“. 

c) Die Angabe zu § 1599 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1599 Nichtbestehen der Mutter- oder Vaterschaft“. 

d) Nach § 1599 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 1599a Anfechtung der Mutterschaft“. 

e) Die Angabe zu § 1600 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1600 Anfechtung der Vaterschaft“. 

2. § 1591 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1591 Mutterschaft 

Mutter eines Kindes ist die Frau,  

1. die es geboren hat, 

2. die zum Zeitpunkt der Geburt mit der Frau, die das Kind gebiert, verheiratet oder durch Lebenspartner-
schaft verbunden ist oder 

3. die die Mutterschaft anerkannt hat.“ 

3. § 1593 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1593 Mutter- oder Vaterschaft bei Auflösung der Ehe oder Lebenspartnerschaft 

(1) Wenn die Ehe oder Lebenspartnerschaft durch Tod aufgelöst wurde und innerhalb von 300 Tagen 
nach der Auflösung ein Kind geboren wird, gelten § 1591 Nummer 2 und § 1592 Nummer 1 entsprechend. 
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Steht fest, dass das Kind mehr als 300 Tage vor seiner Geburt empfangen wurde, so ist dieser Zeitraum 
maßgebend.  

(2) Wird von einer Frau, die eine weitere Ehe geschlossen hat, ein Kind geboren, das sowohl nach 
Absatz 1 Kind der früheren Partnerin oder des früheren Partners als auch nach § 1591 Nummer 2 oder § 1592 
Nummer 1 Kind der neuen Ehegattin oder des neuen Ehegatten wäre, so ist es nur als Kind der neue Ehegattin 
oder des neuen Ehegatten anzusehen.  

(3) Wird die Mutter- oder Vaterschaft angefochten und wird rechtskräftig festgestellt, dass die neue 
Ehefrau bzw. der neue Ehemann nicht die Mutter bzw. der Vater des Kindes ist, so ist es Kind der früheren 
Partnerin bzw. des früheren Partners.“ 

4. § 1594 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Vaterschaft“ durch die Wörter „Mutter- oder Vaterschaft“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Eine Anerkennung der Mutter- oder Vaterschaft ist nicht wirksam, solange die Mutterschaft 
einer anderen Frau als der leiblichen Mutter bzw. die Vaterschaft eines anderen Mannes besteht.“ 

5. In § 1597 Absatz 3 werden die Wörter „Der Mann kann“ durch die Wörter „Die Frau und der Mann können“ 
ersetzt. 

6. In § 1597a Absatz 1 und 2 werden jeweils das Wort „Vaterschaft“ durch die Wörter „Mutter- oder Vater-
schaft“ ersetzt. 

7. § 1599 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Vaterschaft“ durch die Wörter „Mutter- und Vaterschaft“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt: 

„(1) § 1591 Nummer 2 gilt nicht, wenn aufgrund einer Anfechtung durch die Ehegattin oder die 
Lebenspartnerin der Frau, die das Kind geboren hat, festgestellt ist, dass die Ehegattin oder Lebenspart-
nerin nicht die Mutter des Kindes ist.“ 

c) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die Absätze 2 und 3. 

8. Nach § 1599 wird folgender § 1599a eingefügt: 

„§ 1599a Anfechtung der Mutterschaft 

(1) Berechtigt, die Mutterschaft nach § 1591 Nummer 2 und 3 anzufechten, sind 

1. die Frau, deren Mutterschaft nach § 1591 Nummer 2 besteht, 

2. der Mann, der an Eides statt versichert, dass das Kind während der Empfängniszeit mit seinem Samen 
gezeugt worden ist. 

(2) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nummer 1 ist nicht zulässig, wenn die Ehegattin oder Lebenspart-
nerin in einer schriftlichen Erklärung auf ihr Anfechtungsrecht verzichtet hat. 

(3) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nummer 2 ist nicht zulässig, wenn der Mann in einer schriftlichen 
Erklärung auf sein Anfechtungsrecht verzichtet hat. Wenn der Mann seinen Samen, mit dem das Kind ge-
zeugt worden ist, an eine Samenbank oder eine ärztliche Praxis verkauft hatte, gilt das als Verzicht auf das 
Anfechtungsrecht.  

(4) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nummer 2 setzt voraus, dass zwischen dem Kind und seiner Mutter 
im Sinne von § 1591 Nummer 2 und 3 keine sozial-familiäre Beziehung besteht oder im Zeitpunkt seines 
Todes bestanden hat und dass der Anfechtende leiblicher Vater des Kindes ist. § 1600 Absatz 3 gilt entspre-
chend.“ 
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9. § 1600 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 1600 Anfechtung der Vaterschaft“. 

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Anfechtung der Vaterschaft durch den Dritten ist nicht zulässig, wenn der Dritte in einer schriftli-
chen Erklärung auf sein Anfechtungsrecht verzichtet hat.“ 

10. § 1600a Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Anfechtungsberechtigten im Sinne von § 1599a Absatz 1 Nummer 1 und 2 und von § 1600 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 können die Mutterschaft und die Vaterschaft nur selbst anfechten.“ 

11. § 1600b wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt: 

„(1) Die Mutter nach § 1591 Nummer 2 kann ihre Mutterschaft binnen sechs Monaten anfechten. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem sie von der Geburt des Kindes erfährt.“ 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 1a. 

c) In Absatz 1a werden die Wörter „Die Vaterschaft“ durch die Wörter „Die Mutterschaft nach § 1591 
Nummer 2 und die Vaterschaft“ ersetzt. 

12. In § 1600d werden nach der Angabe „1593“ die Wörter „beziehungsweise keine Mutterschaft nach § 1591 
Nummer 2“ eingefügt. 

13. In § 1615a werden nach den Wörtern „für ein Kind“ die Wörter „keine Mutterschaft nach § 1591 Nummer 2 
und“ eingefügt. 

14. In § 1686a werden nach dem Wort „Mannes“ die Wörter „oder Mutterschaft nach § 1591 Nummer 2 oder 
3“ eingefügt. 

15. In § 1791c Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Wurde“ die Wörter „die Mutterschaft nach § 1591 Num-
mer 2 und“ eingefügt. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des dritten auf die Verkündung folgenden Monats in Kraft. 

Berlin, den 12. Juni 2018 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften und Ehen 

Anhand der Frage zur Lebenspartnerschaft weist der Mikrozensus für das Jahr 2015 rund 94 000 gleichgeschlecht-
liche Lebensgemeinschaften aus. Rund 43 000 (46 Prozent) aller gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften 
waren zugleich eingetragene Lebenspartnerschaften. Seit dem Jahr 2006, als der Familienstand erstmals im Mik-
rozensus abgefragt wurde, hat sich die Zahl der eingetragenen Lebenspartnerschaften damit weit mehr als ver-
dreifacht (2006: 12 000 Paare). Aufgrund der Freiwilligkeit dieser Auskünfte sind die Ergebnisse jedoch mit Vor-
sicht zu interpretieren. Gleichwohl können sie als eine untere Grenze für die Zahl der gleichgeschlechtlichen 
Lebensgemeinschaften in Deutschland angesehen werden (Im Fokus Destatis 29.06.2017). 

Die Zahl der Kinder, die in Deutschland in gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften (Regenbogenfamilien) 
aufwachsen, steigt stetig: Der Beschluss zur Ehe für alle hat für lesbische und schwule Paare auch das gemein-
schaftliche Adoptionsrecht eröffnet. Viele gleichgeschlechtliche Paare nehmen Pflegekinder auf. Früher stammte 
die Mehrheit der leiblichen Kinder lesbischer Mütter und schwuler Väter aus vorangegangenen heterosexuellen 
Beziehungen. Inzwischen werden immer mehr Kinder in die Ehen oder Lebenspartnerschaften von Frauen hin-
eingeboren. Zunehmend werden auch Familiengründungen geplant und Familienformen gelebt, bei denen 
schwule Männer und lesbische Frauen sich zusammentun und mehrere Personen gemeinsam faktisch Verantwor-
tung für die Erziehung und das Wohlergehen der Kinder übernehmen. 

Die Stiefkindadoption 

Bei den meisten Regenbogenfamilien mit Frauenpaaren als Eltern sind die beiden Mütter rechtlich die Eltern der 
Kinder. Die Ehegattin oder Lebenspartnerin der leiblichen Mutter erlangt die rechtliche Elternstellung aber nicht 
unmittelbar mit der Geburt des Kindes, sondern erst durch die Stiefkindadoption.  

Die Kinder von Frauenpaaren werden als Wunschkinder in die Partnerschaften der Frauen hineingeboren und 
werden in diesen Familien aufwachsen, auch wenn die Stiefkindadoption abgelehnt oder unverhältnismäßig ver-
zögert wird. Es geht daher in diesen Fällen nicht wie sonst bei Adoptionen um die Frage, ob die Kinder den Frauen 
anvertraut werden können, sondern um die bessere rechtliche Absicherung der Kinder und um die Stärkung der 
elterlichen Rolle der Co-Mutter.  

Durch das Verfahren der Stiefkindadoption überprüfen die Jugendämter und die Familiengerichte gleichwohl je-
doch die Gesundheit der Frauen, ihre Vermögensverhältnisse, ihren polizeilichen Leumund und vieles andere 
mehr und bestehen mindestens zum Teil darauf, dass die Stiefkindadoption frühestens nach Ablauf eines Probe-
jahres stattfinden darf. Dabei wird auch die leibliche Mutter in die Überprüfung einbezogen, obwohl sie nicht nur 
tatsächlich, sondern auch rechtlich die Mutter ihres Kindes ist (§ 1591 BGB) und es in dem Adoptionsverfahren 
nur um ihre Partnerin geht. 

Diese Überprüfung ist für die Ehegattinnen und Lebenspartnerinnen entwürdigend und unverhältnismäßig, da sie 
die einzigen Eltern sind, die gegenüber dem Jugendamt und dem Familiengericht ihre Eignung als Eltern nach-
weisen müssen, obwohl das Kind in eine bestehende Partnerschaft hineingeboren wird. Selbst bei der Anerken-
nung der Vaterschaft wird weder überprüft, ob der Betreffende tatsächlich der biologische Vater des Kindes ist, 
geschweige denn seine Eignung als Vater. 

Dieser Missstand wird zusätzlich dadurch vergrößert, dass es weder bei den Jugendämtern noch bei den Famili-
engerichten standardisierte Vorgaben für das Prüfverfahren gibt. Die Anforderungen sind deshalb oft uferlos. Die 
Beschaffung der zahlreichen Nachweise sind für die Mütter mit viel Zeitaufwand und teils hohen Kosten verbun-
den und das, obwohl die angeforderten Nachweise für die Zulässigkeit der Stiefkindadoption durchweg ohne 
Bedeutung sind. Die Stiefkindadoption kann z. B. nicht mit der Begründung abgelehnt werden, die Nachprüfung 
habe ergeben, dass die Co-Mutter Arbeitslosengeld II beziehe oder an einer chronischen Krankheit leide. 
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Außerdem ist die oft sehr lange Verfahrensdauer für die Mütter sehr belastend und mit weiteren Risikofaktoren 
verbunden, wie z. B. dem Tod der leiblichen Mutter während des Verfahrens und der entsprechenden Hinterlas-
sung eines elternlosen Kindes. 

Das Wohl der Kinder 

Die unmittelbare rechtliche Zuordnung der Kinder zu ihrem zweiten Elternteil ermöglicht die gleichberechtigte 
Wahrnehmung der Elternverantwortung durch beide Mütter. Die Aufnahme des Kindes in den Familienverbund 
der beiden Mütter wird verankert und unter den Schutz des Familienrechts gestellt. Das Kind erfährt durch die 
verlässliche Zuordnung eines zweiten Elternteils eine erhebliche Stärkung seiner Rechtsposition und die beste 
Voraussetzung für eine auf stabile Lebensverhältnisse gründende seelische Entwicklung.  

Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot 

Die Tatsache, dass Kinder, die in gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften von zwei Frauen hineingeboren 
werden, nur im Wege der langwierigen und aufwendigen Stiefkindadoption einen zweiten rechtlichen Elternteil 
erlangen können, verstößt gegen das Gleichbehandlungsgebot des Artikels 3 Absatz 1 GG. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts hat die Prüfung einer Ungleichbehandlung von gleich- und verschiedenge-
schlechtlichen Lebensgemeinschaften anhand eines strengen Gleichheitsmaßstabs zu erfolgen (BVerfGE 133, 
59). Dem wird die bisherige gesetzliche Regelung nicht gerecht. 

Ein in eine heterosexuelle Ehe hineingeborenes Kind hat von Geburt an zwei Elternteile (§ 1592 Nummer 1 BGB). 
Für das uneheliche Kind besteht durch Anerkennung der Vaterschaft (§ 1592 Nummer 2, § 1594 ff. BGB) schon 
vor der Geburt, aber auch zeitnah nach der Geburt, die Möglichkeit, zwei Elternteile zu haben. Es gibt keinen 
hinreichenden sachlichen Grund, dem durch Insemination in einer Partnerschaft von zwei Frauen geborenen Kind 
diese Möglichkeit zu verwehren.  

Für ein modernes Familienrecht 

Nach der Entscheidung für die „Ehe für alle“ ist die hier vorgeschlagene Folgeregelung im Abstammungsrecht 
eine besonders vordringliche Maßnahme. Darüber hinaus ist in weiteren Gesetzgebungsschritten das Familien-
recht weiterzuentwickeln und an den tatsächlichen Bedürfnissen der vielfältigen Familien auszurichten. 

Über 30 Prozent aller Familien, in denen minderjährige Kinder leben, sind keine Ehen, sondern nichteheliche 
Familien, Alleinerziehende mit Kind, Patchworkfamilien oder Regenbogenfamilien. Für viele dieser heute selbst-
verständlichen Familienkonstellationen gibt es keinen klaren Rahmen, der ihre Rechte benennt und das Kindes-
wohl in den Mittelpunkt stellt. Zudem sind soziale Eltern rechtlich gesehen praktisch Außenstehende für ihr Kind. 
So ist es beispielsweise im Kindergarten, in der Schule oder beim Arzt rechtlich nicht vorgesehen, dass soziale 
Eltern Entscheidungen für ihre sozialen Kinder treffen – auch nicht nach langjähriger Übernahme von Verant-
wortung. Zugleich haben Kinder gegenüber ihren sozialen Eltern keinerlei Rechte wie beispielsweise Unterhalts- 
oder Erbansprüche. Reicht allerdings das Geld zum Leben nicht aus, werden soziale Eltern bei der Berechnung 
von staatlicher finanzieller Unterstützung zu einer Bedarfsgemeinschaft herangezogen. Stirbt ein biologischer 
Elternteil, ist es für das Kind oftmals schwierig, beim sozialen Elternteil bleiben zu dürfen. Nicht zuletzt werden 
die Unterhalts- und Erziehungsleistungen von sozialen Elternteilen auch steuerlich nicht berücksichtigt, obwohl 
auch sie die Gesellschaft entlasten. Einzig wer mit dem biologischen Elternteil verheiratet ist, hat Anspruch auf 
Kindergeld für sein sogenanntes „echtes“ Stiefkind. 

Die bestehenden Regelungen werden der realen Situation in vielen Familien heute nicht mehr gerecht. Daher ist 
ein Konzept der „elterlichen Mitverantwortung“ vom Gesetzgeber zu entwickeln, das Beziehungen von in Patch-
workfamilien lebenden Kindern und deren sozialen Eltern absichert und verstetigt, der bestehenden Pluralität der 
Formen familiären Zusammenlebens gerecht wird und aus rechtlicher Unsicherheit resultierenden Alltagsproble-
men entgegenwirkt. Die Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat dafür mit dem Positionspapier 
„Mitverantwortung Sozialer Eltern stärken“ vom 23.04.2013 bereits Eckpunkte vorgelegt (https://www.gruene-
bundestag.de/files/beschluesse/Beschluss_SozialeEltern.pdf). 

Darüber hinaus sollte eine Möglichkeit geschaffen werden, die elterliche Mitverantwortung auch präkonzeptionel, 
d. h. vor der Zeugung zu begründen. Für Paare, die sowohl ein Kind mithilfe einer sog. nicht vertraulichen Sa-
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menspende (vermittelt durch eine Samenbank) bekommen möchten, als auch für diejenigen, die den Samenspen-
der kennen, hat die Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen Antrag zur Einführung eines neuen 
familienrechtlichen Instituts „Elternschaftsvereinbarung“ vorgelegt (Bundestagsdrucksache 18/7655). Damit 
könnten biologische Eltern und Wunscheltern die Rechtsverhältnisse zwischen ihnen und dem Kind noch vor der 
Zeugung verbindlich klären. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches) 

Zu Nummer 1 

Die Inhaltsübersicht soll entsprechend den vorgeschlagenen Änderungen ergänzt werden. 

Zu Nummer 2 

Wenn Kinder in Ehen hineingeboren werden, wird der Ehemann kraft Gesetzes mit der Geburt der rechtliche 
Vater des Kindes (§ 1592 Nummer 1). Diese Regelung wird mit dem neuen § 1591 Nummer 2 auf die Ehen oder 
Lebenspartnerschaften von zwei Frauen übertragen.  

Die Ehegattin oder Lebenspartnerin der Frau, die das Kind gebiert, wird mit der Geburt des Kindes der zweite 
rechtliche Elternteil des Kindes. Für die Eintragung der beiden Frauen als Eltern in das Geburtsregister genügt in 
Zukunft die Vorlage der Geburts- und der Ehe- oder Lebenspartnerschaftsurkunde. 

Die Nummer 3 eröffnet die Möglichkeit einer Mutterschaftsanerkennung, die in den §§ 1594, 1597 und 1597a 
näher geregelt wird. 

Zu Nummer 3 

§ 1593 regelt die Fälle, dass ein Kind aufgrund seiner Empfängniszeit einerseits und seines Geburtstermins ande-
rerseits sowohl einer früheren, aufgelösten Partnerschaft als auch einer neuen Partnerschaft zugrechnet werden 
kann. Die Vorschrift wird redaktionell so geändert, dass sie auch für die gesetzliche Elternschaft zweier Frauen 
gilt. 

Zu den Nummern 4 bis 6 

Die §§ 1594, 1597 und 1597a regeln die Anerkennung der Vaterschaft eines Kindes durch einen Mann, der mit 
der Mutter des Kindes nicht verheiratet ist. Die Vorschriften werden so geändert, dass in Zukunft auch eine Frau, 
die mit der Mutter eines Kindes nicht verheiratet oder durch eine Lebenspartnerschaft verbunden ist, die Mutter-
schaft an dem Kind anerkennen kann.  

Deshalb soll der Grundsatz, dass eine Anerkennung der Vaterschaft nicht möglich ist, solange die Vaterschaft 
eines anderen Mannes besteht (§ 1594 Absatz 2 BGB) auf die Anerkennung der Mutterschaft ausgedehnt werden, 
solange die Mutterschaft einer anderen Frau besteht. 

Zu Nummer 7 

Falls sich die leibliche Mutter ohne Wissen und Einverständnis ihrer Frau dazu entschlossen hat, ein Kind zu 
empfangen und zu gebären, kann sich die Partnerin von der nicht gewollten Elternschaft dadurch lösen, dass sie 
ihre Mutterschaft anficht (§ 1599a Absatz 1 Nummer 1). Das kann z. B. vorkommen, wenn die Frauen schon 
längere Zeit getrennt leben. 

Die Mutter andererseits hat ein Interesse daran, dass sich ihre Frau nicht nach Belieben von ihrer Elternschaft löst, 
die sie ursprünglich mitgewollt hat, wenn sich z. B. die Frauen nach einigen Jahren trennen. Deshalb sieht § 1599a 
Absatz 2 vor, dass die Partnerin ihre Elternschaft nicht anfechten kann, wenn sie in einer schriftlichen Erklärung 
auf ihr Anfechtungsrecht verzichtet hat.  

juris Lex QS
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Zu Nummer 8 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift listet die Anfechtungsberechtigten auf. Dazu zählt entweder die Frau, deren Mutterschaft nach 
§ 1591 Nummer 2 besteht, oder der Mann, der an Eides statt versichert, dass das Kind während der Empfängnis-
zeit mit seinem Samen gezeugt worden ist. 

Zu Absatz 2 

Wenn sich zwei Ehegattinnen oder Lebenspartnerinnen in Zukunft entschließen, den Wunsch nach einem Kind 
in die Tat umzusetzen, wird es sich empfehlen, dass sie den Verzicht der Partnerin auf Ihr Anfechtungsrecht in 
einer Elternschaftsvereinbarung festhalten. 

Zu Absatz 3 Satz 1 

Die Rechte des biologischen Vaters werden dadurch gewahrt, dass er die Möglichkeit hat, die rechtliche Eltern-
schaft der Partnerin der Mutter anzufechten (§ 1599a Absatz 1 Nummer 2). Dieses Recht erlischt, wenn er in einer 
schriftlichen Erklärung auf sein Anfechtungsrecht verzichtet hat (§ 1599a Absatz 3 Satz 1).  

Wenn die Frauen, die sich ein Kind wünschen, sicher sein wollen, dass sich der Samenspender nicht nachträglich 
über eine Anfechtung der Mutterschaft der Partnerin in ihre Familie hineindrängt, können sie sich von dem Sa-
menspender eine solche Verzichtserklärung unterschreiben lassen.  

Zu Absatz 3 Satz 2 

Der Bundesgerichtshof (FamRZ 2015, 828) wertet es als Verzicht des Samenspenders auf seine väterlichen 
Rechte, wenn dieser seinen Samen an eine Samenbank oder eine ärztliche Praxis verkauft. Denn damit beschränkt 
sich der Samenspender auf die Hergabe seines Samens, während er die Übernahme elterlicher Verantwortung den 
ihm unbekannten Eltern überlassen und selbst im Rahmen des rechtlich Zulässigen anonym bleiben will. Er hat 
damit auf sein grundrechtlich geschütztes Interesse, die Rechtsstellung als Vater des Kindes einzunehmen, von 
vornherein verzichtet. Dieser Rechtsgedanke ist in § 1599a Absatz 3 Satz 2 übernommen worden. 

Zu Absatz 4 

Außerdem soll sich der Samenspender – wie bei Ehen, siehe § 1600 Absatz 2 – nicht in funktionierende Familien 
hineindrängen können. Deshalb schließt § 1599 Absatz 4 die Anfechtung der Mutterschaft der Partnerin der leib-
lichen Mutter solange aus, wie zwischen ihr und dem Kind eine sozial-familiäre Beziehung besteht. 

Zu Nummer 9 

Wenn Eheleute die Kinderwunschbehandlung der Ehefrau im beiderseitigen Einverständnis mit dem Samen eines 
Dritten vornehmen lassen, bestimmt § 1600 Absatz 4, dass weder die Ehefrau noch der Ehemann die Vaterschaft 
des Ehemannes anfechten können. Der neue Satz 2 des Absatzes 4 stellt klar, dass das auch für den Samenspender 
gilt, wenn dieser in einer schriftlichen Erklärung auf sein Anfechtungsrecht verzichtet hat. 

Zu Nummern 10  

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 11 

Der neue Absatz 1 von § 1600b räumt der Partnerin der Mutter für die Anfechtung ihrer Mutterschaft nur eine 
Frist von sechs Monaten ab Kenntnis der Tatsache ein, dass ihre Frau ein Kind geboren hat. Eine längere Überle-
gungsfrist ist nicht notwendig. 

Zu Nummer 12 

Die Vorschrift regelt, dass die Vaterschaft dann gerichtlich festzustellen ist, wenn weder eine Vaterschaft noch 
eine Mutterschaft gem. § 1591 Nummer 2 besteht. 

Zu Nummer 13 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 
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Zu Nummer 14 

Mit der Ergänzung werden die Rechte des leiblichen aber nicht rechtlichen Vaters auf Umgang sowie auf Aus-
kunft über die persönlichen Verhältnisse des Kindes entsprechend der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofes für Menschenrechte gewährleistet. 

Zu Nummer 15 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Im Hinblick auf nötige Vorarbeiten der Verwaltung soll es 
für den ersten Tag des dritten auf die Verkündung folgenden Monats bestimmt werden. 
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